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§§ 7, 159 StVollzG 
(Anforderungen an die 

Vollzugsplankonferenz)

Die Aufspaltung des Entscheidungspro-
zesses in zwei getrennte Gremien (vorbe-
reitende Konferenz unter Beteiligung des 
psychologischen Dienstes ohne Beteili-
gung des Anstaltsleiters und sodann die 
Entscheidung tragende Besprechung des 
Anstaltsleiters mit leitenden Mitarbeitern) 
entspricht nicht dem Erfordernis einer 
Konferenz, als einem Entscheidungspro-
zeß, der durch Gedankenaustausch und 
gemeinsame Beratung geprägt ist (Fort-
führung von KG NStZ 1995, 360). 

Kammergericht Berlin, Beschluß vom 18. 
April 2011 - 2 Ws 500/10 Vollz

Gründe:
I.

1. Der Gefangene verbüßt seit dem 22. 
Januar 1997 eine lebenslange Freiheits-
strafe wegen zweifachen Mordes. Mit 
Beschluß vom 1. August 2008 setzte 
das Landgericht Berlin die Mindestver-
büßungsdauer auf 23 Jahre fest. Fünf-
zehn Jahre waren am 4. Februar 2010 
verbüßt. Der frühestmögliche Entlas-
sungszeitpunkt ist Februar 2018.

Seit 2002 erhielt der Gefangene insge-
samt sechs Ausführungen  nach § 11 
StVollzG, die beanstandungsfrei verlie-
fen. Während der Ausführungen wurde 
er jeweils von zwei Vollzugsbedienste-
ten in Zivil begleitet. Mit Vollzugsplan-
fortschreibung vom 26. Juni 2009 wurde 
ihm eine weitere Ausführung für den 16. 
Oktober 2009 zur Silberhochzeit seiner 
Schwester in Aussicht gestellt und eine 
fachdienstliche Stellungnahme zur Prü-
fung der Flucht- und Mißbrauchsgefahr 
veranlaßt, um danach zu entscheiden, 
ob die Ausführung mit nur einem statt 
mit zwei Bediensteten erfolgen soll.

 Auf der Grundlage der psychologischen 
Stellungnahme der Anstaltspsycholo-
gin gemäß AV zu § 11 StVollzG Nr. 3 
Abs. 3 wurde in der Vollzugsplankonfe-
renz am 14. September 2009 in einem 
Vermerk als Ergebnis festgehalten, daß 
der Verurteilte aus besonderen Behand-
lungsgründen mit nur einem Gruppen-
betreuer ausgeführt werden solle, dies 
jedoch nicht der Vorbereitung eigen-
ständiger Vollzugslockerungen diene. 
Flucht- und Mißbrauchsbefürchtungen 
seien auch bei Begleitung mit nur einer 
Begleitperson als vertretbar gering ein-
zustufen. 

An dieser Vollzugsplankonferenz nah-
men der Teilanstaltsleiter V, eine Ver-
treterin des Psychologischen Dienstes, 
eine Praktikantin und die Gruppenlei-
terin V – 7/8 teil. Die getroffene Ent-
scheidung stand unter dem Vorbehalt 
der Zustimmung des Teilanstaltsleiters 
und des Anstaltsleiters. 

Nach einer gemeinsamen Erörterung 
am 5. November 2009 zwischen An-
staltsleiter, Vollzugsleiterin, Teilanstalts-
leiter V und dessen Vertreter stimmte 
der Anstaltsleiter der Reduzierung der 
Ausführungsmodalitäten nicht zu und 
legte in einem Vermerk nieder, daß „die 
Ausnahmegründe für die Begleitung 
durch nur einen Bediensteten nach Nr. 
3 Abs. 3 der AV zu § 11 StVollzG nicht 
gegeben“ seien. 

Das zusammengefaßte Ergebnis der 
beiden Erörterungstermine wurde dem 
Gefangenen am 5. November 2009 
mündlich eröffnet und am 6. November 
2009 schriftlich ausgehändigt.

Inzwischen war seine Ausführung zur 
Silberhochzeit seiner Schwester im 
Oktober 2009 erfolgt. Sie fand in Be-
gleitung von zwei Bediensteten statt 
und war beanstandungslos verlaufen.

2. Mit seinem Antrag auf gerichtliche 
Entscheidung vom 12. November 2009 
beantragte der Gefangene die Über-
prüfung der Entscheidung der Justiz-

vollzugsanstalt, die Ausführung nur in 
Begleitung von zwei Vollzugsbediens-
teten zu gewähren. Er ist der Meinung, 
das Ergebnis der Vollzugsplankonferenz 
vom 14. September 2009 habe nicht von 
der Entscheidung des Anstaltsleiters ab-
hängig gemacht werden dürfen. Dieser 
habe sich zu Unrecht durch die Ausfüh-
rungsvorschriften des Landes Berlin an 
der Genehmigung gehindert gesehen 
und habe den Verhältnis-mäßigkeits-
grundsatz bei der Nichtgewährung der 
reduzierten Ausführungsmodalitäten 
nicht beachtet. 

Mit Beschluß vom 27. Juli 2010 hat 
die Strafvollstreckungs- kammer des 
Landgerichts Berlin den Antrag des 
Gefangenen auf gerichtliche Entschei-
dung als unbegründet zurückgewiesen. 
Die Klage sei zwar als Feststellungs-
klage zulässig, die Nichtreduzierung 
der Ausführungsmodalitäten verletze 
den Antragsteller jedoch nicht in sei-
nen Rechten. Die Justizvollzugsanstalt 
habe von dem ihr in § 11 Abs. 1 Nr. 
2 StVollzG eingeräumten Ermessen in 
einer dem Zweck der Ermächtigung 
entsprechenden Weise Gebrauch ge-
macht. Es sei nicht zu beanstanden, daß 
der Anstaltsleiter für die Ausführung des 
Gefangenen die Begleitung von zwei 
Bediensteten vorsehe. 

Mit seiner form- und fristgerecht ein-
gelegten Rechtsbeschwerde rügt der 
Gefangene die Verletzung formellen 
und materiellen Rechts. Er beanstan-
det erneut, daß die Vollzugsplankon-
ferenz ihre Entscheidung über eine 
Reduzierung des Begleitpersonals bei 
Ausführungen von der Zustimmung 
des Anstaltsleiters abhängig gemacht 
habe, obwohl dieser nicht an der Voll-
zugsplankonferenz teilgenommen 
habe. Ferner rügt er, daß dieser seine 
ablehnende Entscheidung unzulässi-
gerweise auf Verwaltungs- und Ausfüh-
rungsvorschriften gestützt habe. Das 
Rechtsmittel hat Erfolg.

KG Berlin
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II.

1. Die Rechtsbeschwerde erfüllt die be-
sonderen Zulässigkeitsvoraussetzungen 
des § 116 StVollzG. Sie ist zur Sicherung 
einer einheitlichen Rechtsprechung zu-
lässig, da die Entscheidung der Strafvoll-
streckungskammer zu Unsicherheiten in 
der Rechtsanwendung führen kann (vgl. 
OLG Stuttgart bei Matzke NStZ 1999, 
447). Zur Sicherung der Einheitlichkeit 
der Rechtsprechung ist eine Rechtsbe-
schwerde zulässig, wenn vermieden 
werde soll, daß schwer erträgliche 
Unterschiede in der Rechtsprechung 
entstehen oder fortbestehen, wobei es 
darauf ankommt, welche Bedeutung 
die angefochtene Entscheidung für die 
Rechtsprechung im Ganzen hat (vgl. Se-
nat, Beschluß vom 15. Juni 2009 – 2 Ws 
209/09 – mit weit. Nachw.).

Vorliegend ist die Einheitlichkeit ge-
fährdet. 

Mit seiner Rechtsbeschwerde wirft der 
Gefangene im Kern die auch weitere 
Strafgefangene betreffende und regel-
mäßig bedeutsame Frage auf, welche 
Anforderungen an die Aufstellung ei-
nes Vollzugsplans bzw. einer Vollzugs-
planfortschreibung zu stellen sind und 
welche Personen an einer Vollzugsplan-
konferenz teilzunehmen haben. 

Der Gefangene kann die Fehlerhaftig-
keit des Aufstellungsverfahrens mit 
dem Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung nach § 109 StVollzG beanstanden, 
da das Verfahren ebenso wie die in dem 
Plan getroffenen Maßnahmen der ge-
richtlichen Überprüfung unterliegen 
(vgl. BVerfG NStZ 1993, 301).

2. Die Rechtsbeschwerde ist auch be-
gründet. Sie dringt mit der Sachrüge 
durch. Der Gefangene wendet sich mit 
Recht gegen die von der Vollzugsbe-
hörde gewählte Verfahrensweise bei 
der Aufstellung der Vollzugsplanfort-
schreibung.

Die Strafvollstreckungskammer hat 
übersehen, daß die dem Gefangenen 

mitgeteilte Ablehnung der begehrten 
Ausführungsmodaliät das Ergebnis ei-
ner Vollzugsplankonferenz gewesen 
ist, deren ausschließlicher Zweck darin 
bestand, in Ergänzung der Vollzugsplan-
fortschreibung vom 26. Juni 2009 diese 
Frage, die auch Auswirkungen auf zu-
künftige Ausführungen des Verurteilten 
gehabt hätte, unter Einbeziehung einer 
Stellungnahme des psychologischen 
Dienstes zu beraten. Deswegen hätte 
sie die zur Vollzugsplankonferenz ergan-
gene Rechtsprechung beachten müssen.

a) Der Antrag auf gerichtliche Entschei-
dung (§ 109 Abs. 1 Satz 1 StVollzG) war als 
Anfechtungsklage zulässig. Die Durch-
führung der begehrten Ausführung 
mit zwei zur Bewachung begleitenden 
Beamten erledigte den Antrag nicht, 
da die Vollzugsplanfortschreibung für 
künftige Ausführungen fortwirkte. Er 
blieb daher ein Anfechtungsantrag 
und keine auf Fortsetzungsfeststellung 
gerichtete Klage gegen eine erledigte 
Maßnahme zur Regelung einer einzel-
nen Angelegenheit. 

b) aa) Eine Vollzugplankonferenz ist 
zuständig für die die Behandlung des 
Gefangenen betreffenden Grundsatz-
entscheidungen und damit für die 
Aufstellung der Vollzugspläne, deren 
Überprüfung und Fortschreibung, und 
sie dient der Vorbereitung wichtiger 
Entscheidungen. Damit erweist sie 
sich als wichtiges Entscheidungsfin-
dungsorgan für die Resozialisierung 
des Gefangenen (vgl. Calliess/Müller-
Dietz, StVollzG 11. Aufl., § 159 Rdn. 1; 
Arloth, StVollzG 3. Aufl., § 159 Rdn. 2). 
Dem entspricht die Regelung in Nr. 3 
Abs. 3 der Ausführungsvorschriften zu 
§ 11 StVollzG vom 1. November 2004 
in der Fassung der Änderung der Aus-
führungsvorschriften vom 5. April 2007. 
Danach sind im geschlossenen Vollzug 
Ausführungen nur ausnahmsweise mit 
nur einer Dienstkraft zulässig, wenn be-
sondere Gründe der Behandlung oder 
die Vorbereitung von selbständigen Lo-
ckerungsmaßnahmen dies erfordern 
und zuvor eine Vollzugsplankonferenz 
nach § 159 StVollzG  - in Fällen der be-

sonders gründlichen Prüfung unter Be-
teiligung einer Psychologin oder eines 
Psychologen - mit positivem Ergebnis 
stattgefunden hat. Die Entscheidung 
setzt somit eine vorangegangene Kon-
ferenz nach § 159 StVollzG voraus und 
damit begrifflich eine gemeinsame Be-
ratung der Entscheidungsträger.

bb) Es entspricht in Übereinstimmung 
mit der Literatur der ständigen Recht-
sprechung des Senats, daß es den ge-
setzlichen Anforderungen an einen 
Vollzugsplan nicht genügt, wenn ein 
Vollzugsbediensteter den Plan ent-
wirft und der Dienstvorgesetzte sich 
auf eine Überprüfung des Entwurfs 
beschränkt (vgl. OLG Karlsruhe, NStZ 
2005, 53; Senat, NStZ 1995, 360; Cal-
liess/Müller-Dietz, StVollzG § 159 Rdn. 
1; Arloth a.a.O.;), weil dies dem Wesen 
einer Konferenz als einem gemeinsa-
men Beratungsgremium widerspricht. 
Gleiches gilt, wenn die Konferenz der 
Entscheidung einer einzelnen Maßnah-
me im Gesamtkonzept der Vollzugspla-
nung dient und diese Entscheidung erst 
nach der Erörterung in zwei personell 
unterschiedlich besetzten Gremien zu 
unterschiedlichen Zeitpunkten erfolgt. 

Auch in diesem Fall hat die Vollzugsbe-
hörde keinen gleichzeitigen Entschei-
dungsfindungsprozeß eingehalten, wie 
es für eine Konferenz erforderlich wäre.

cc) Nach § 159 StVollzG sollen ferner 
die „maßgeblich“ Beteiligten an einer 
Konferenz teilnehmen. Auch wenn die-
ser Personenkreis nicht fest umschrie-
ben ist, gehören dazu die Personen, 
die wesentlich behandlungsorientierte 
Funktionen wahrnehmen. 

Es kann hier dahinstehen, ob die Kon-
ferenz am 14. September 2009 ausrei-
chend besetzt und auch ohne Teilnahme 
des Anstaltsleiters entscheidungsbe-
fugt gewesen wäre, oder ob die Ge-
sprächsrunde am 5. November 2009 in 
ihrer Zusammensetzung mit den für die 
Entscheidung zuständigen Mitarbeitern 
als Vollzugsplankonferenz angesehen 
werden kann, was allerdings mangels 
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Protokolls sowie wegen Nichtanwesen-
heit des Psychologischen Dienstes und 
der zuständigen Gruppenleiterin frag-
lich ist. Die Konferenzteilnehmer vom 
14. September 2009 hielten es jedenfalls 
für erforderlich, den Anstaltsleiter ein-
zubeziehen und machten ihre Entschei-
dung von dessen Zustimmung abhän-
gig. Dieser selbst hielt die Entscheidung 
für so bedeutsam, daß er ebenfalls noch 
weitere Personen auf Leitungsebene in 
die Entscheidung einbezog. Die dem 
Gefangenen am 6. November 2009 
mitgeteilte ablehnende Entscheidung 
spiegelt somit das Ergebnis von zwei 
verschieden besetzten Gesprächsrun-
den wieder, deren Teilnehmer von der 
Justizvollzugsanstalt alle für entschei-
dungsmaßgeblich i.S.d. § 159 StVollzG 
angesehen wurden. Diese Aufspaltung 
des Entscheidungsprozesses entspricht 
nicht dem Erfordernis einer Konferenz, 
als einem Entscheidungsprozeß, der 
durch Gedankenaustausch und ge-
meinsame Beratung geprägt ist. 

dd) Die hier praktizierte Verfahrenswei-
se birgt auch die Gefahr in sich, daß die 
auf einem derartigen Entscheidungs-
prozeß beruhende Vollzugsplanfort-
schreibung in sich widersprüchlich 
ist. Während die Teilnehmer der Voll-
zugsplankonferenz vom 14. September 
2009 den Voraussetzungen von Punkt 
3 Absatz 3 der Ausführungsvorschrif-
ten zu § 11 StVollzG entsprechend die 
Ausführungsmodalitäten unter Betei-
ligung des psychologischen Dienstes 
erörtern und ihre positive Entscheidung 
nachvollziehbar begründen, kommt die 
Gesprächsrunde am 5. November 2009 
ohne Beteiligung des psychologischen 
Dienstes und ohne Angabe von Grün-
den zu einem gegenteiligen Ergebnis. 
Der schlichte Hinweis, daß Ausnahme-
gründe nicht vorliegen, ist keine ge-
richtlich überprüfbare Ermessensent-
scheidung. Eine Ermessensausübung 
ist dem Vermerk vom 5. November 2009 
nicht zu entnehmen. Er steht vielmehr 
in einem unaufgelösten Widerspruch 
zu den im Vermerk der Konferenz vom 
14. September 2009 niedergelegten 
Entscheidungsgründen.

Eine Vollzugsplanfortschreibung, die 
entgegen § 159 StVollzG ohne Beratung 
in einer gemeinsamen Konferenz zu-
stande gekommen ist, leidet an einem 
wesentlichen Mangel und ist deshalb 
aufzuheben.

3. Der Senat hebt daher den ange-
fochtenen Beschluß und die für den 
Gefangenen bestimmte Vollzugsplan-
fortschreibung auf und verpflichtet die 
Justizvollzugsanstalt erneut über die 
Ausführungsmodalitäten zu entschei-
den und dabei insbesondere auch ihre 
Ermessungsentscheidung in rechtlich 
nachprüfbarer Weise zu begründen. 


